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Drucksache iNf* 83I 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses 

für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen 
(26. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes 

über Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 
(Heimkehrergesetz) 

- Nr, 631 der Drucksadien - 


Berichterstatter ; 

Abgeordneter Höfier 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden Zu- 
sammenstellung ’ ersichtlichen Änderungen zuzustimmen. 

2. folgende Entschließungen anzunehmen: 

a) Der Bundesregierung wird empfohlen, in den Ausfüh- 
rungsbestimmungen zum Heimkehrergesetz darauf hin- 
zuweisen, daß in allen Anwendungsfällen des Gesetzes 
eine besondere Berücksichtigung der heimatvertriebenen 
und totalgeschädigten Heimkehrer erfolgen soll. 

b) Die Bundesregierung wird im Hinblick auf die Eil- 
bedürftigkeit der Angelegenheit ersucht, die erforder- 
liche Zustimmung des Bundesrates unverzüglich einzu- 
holen. 


Bonn, den 19. April 1950 


Der Ausschuß für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen 

Arndgen Höfier 

Stell V. Vorsitzender Berichterstatter 


nriick: Bonner Unlversltäts-fiuchdruckerel Gebr. Scheur, fiotili 
Aileln-Vertrleb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. SO 



Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 
(Heimkehrergesetz) 

- Nr. 631 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 26 . Ausschusses 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über Hilfsmaßnahmen 
für Heimkehrer 
(Heimkehrergesetz) 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz besdilossen : 

§ 1 

(1) Heimkehrer im Sinne dieses 
Gesetzes sind Deutsche, die wegen 
ihrer Zugehörigkeit zu einem 
militärischen oder militärähnlichen 
Verband im Ausland kriegs- 
gefangen waren und innerhalb von 
zwei Monaten nach der Entlassung 
aus fremdem Gewahrsam im Bun- 
desgebiet Aufenthalt nehmen. 

( 2 ) Als Heimkehrer im Sinne des 
Absatz 1 gelten auch Kriegsgefan- 
gene, die zur Überführung in ein 
ziviles Arbeitsverhältnis im bis- 


BeschUisse des 26. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über Hilfsmaßnahmen 
für Heimkehrer 
(Heimkehrergesetz) 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Heimkehrer im Sinne dieses 
Gesetzes sind Deutsche, die wegen 
ihrer Zugehörigkeit zu einem 
militärischen oder militärähnlichen 
Verband kriegsgefangen waren und 
innerhalb von zwei Monaten nach 
der Entlassung aus fremdem Ge- 
wahrsam im Bundesgebiet Aufent- 
halt genommen haben oder neh- 
men. 

( 2 ) Als Heimkehrer im Sinne des 
Absatz 1 gelten auch Kriegsgefan- 
gene, die zur Überführung in ein 
ziviles Arbeitsvcrhältnis im bis- 
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Entwurf 

herigen Gewahrsamsland entlassen 
worden sind, wenn sie innerhalb 
von zwei Monaten nach Ablauf 
der für die Verpflichtung zu ziviler 
Arbeit im jeweiligen Gewahrsams- 
land geltenden Mindestdauer im 
Bundesgebiet Aufenthalt nehmen. 

(3) Als Heimkehrer im Sinne des 
Absatz 1 gelten ferner Deutsche, 
die wegen ihrer Volkszugehörig- 
keit oder ihrer Staatsangehörigkeit 
im Auslande interniert waren und 
innerhalb von zwei Monaten nach 
der Entlassung aus ausländischem 
Gewahrsam im Bundesgebiet Auf- 
enthalt nehmen, sofern die Inter- 
nierung nicht wegen nationalsozia- 
listischer Betätigung im Ausland 
erfolgt ist. 


Abschnitt I 

Entlassungsgeld und Übergangs- 
hilfe 

§ 2 

1 ^ T—Töi 1^ »-o»- 1 1 

X ^ X X^1XX1XX.\^XX1 \^L XXXI l^XXXXXV. ^ X 

Absätze 1 und 3, die nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes im Bun- 
desgebiet Aufenthalt nehmen, er- 
halten ein Entlassungsgeld von 5 0 
Deutschen Mark. 

(2) Entlassungsgeld oder 
ähnliche Bezüge, die Heim- 
kehrern von Dienststellen 
einer Besatzungsmacht ge- 
zahlt werden, sind auf das 
Entlassungsgeld nach Ab- 
satz 1 anzurechnen. 

§ 3 

(1) Heimkehrer im Sinne des § 1 
Absätze 1 und 3, die nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes im Bun- 
desgebiet Aufenthalt nehmen, er- 
halten als Übergangsbeihilfe er- 
forderliche Bekleidung oder 
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herigen Gewahrsamsland entlassen 
worden sind, wenn sie innerhalb 
von zwei Monaten nach Ablauf 
der für die Verpfliclitung zu ziviler 
Arbeit im jeweiligen Gewahrsams- 
land geltenden Mindestdauer im 
Bundesgebiet Aufenthalt genom- 
men haben oder nehmen. 

(3). Als Heimkehrer im Sinne des 
Absatz 1 gelten ferner Deutsche, 
die wegen ihrer Volkszugehörig- 
keit oder ihrer Staatsangehörig- 
keit im Auslande interniert wa- 
ren und innerhalb von zwei 
Monaten nach der Entlassung 
aus ausländischem Gewahrsam im 
Bundesgebiet Aufenthalt genom- 
men haben oder nehmen, sofern 
die Internierung nicht wegen natio- 
nalsozialistischer Betätigung im 
Ausland erfolgt ist. 

(4) In die Frist von zwei Mo- 
naten nach den Absätzen 1 bis 3 
werden Zeiten unverschuldeter 
Verzögerung der Rückkehr nicht 
eingerechnet. 

Abschnitt I 

Entlassungsgeld und Übergangs- 
beihilfe 

S 2 

ExCimkehrcr im Sinne des § 1 
Absätze 1 und 3, die nach dem In- 
krafttreten des Gesetzes im Bundes- 
gebiet Aufenthalt nehmen, erhalten 
ein Entlassungsgeld von 100 Deut- 
schen Mark. 


§ 3 

(1) Heimkehrer im Sinne des § 1 
Absätze 1 und 3, die nach dem In- 
krafttreten des Gesetzes im Bun- 
desgebiet Aufenthalt nehmen, er- 
halten als Übergangsbeihilfe Be- 
kleidung oder Gebrauchsgegen- 
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Entwurf 

Gebrauchsgegenstände im Werte 
von bis zu 250 Deutschen Mark, 
soweit sie zur Beschaffung aus 
eigenen Kräften und Mitteln oder 
mit Hilfe ihrer unterhaltsver- 
pflichteten Angehörigen nicht 
in der Lage sind. Die Übergangs- 
beihilfe kann teilweise in bar 
gewährt werden. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit 
kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesministcr des Innern und 
dem Bundesminister für Angele- 
genheiten der Vertriebenen Richt- 
linien über die Beschaffung, Art 
und Umfang der Bekleidung oder 
der Gebrauchsgegenstände, über 
den Anteil der Barleistung so- 
wie über die Prüfung der Bedürf- 
tigkeit erlassen. 

Abschnitt 11 

Zuzugs genehmigung und 
Wohnraumzuteilung 

§ 4 

Soweit nach den bestehenden Vor- 
schriften der Zuzug Beschränkun- 
gen unterliegt, gilt für Heim- 
kehrer folgendes; 

1, Heimkehrer bedürfen an 
dem Ort, an dem sic vor 
der Einberufung zur ehe- 
maligen Deutschen Wehr- 
macht oder vor dem Ein- 
tritt in einen militär- 
ähnlichen Verband oder 
vor ihrer Internierung 
ihren Wohnsitz gehabt 
haben oder an dem die 
Familie des Heimkehrers 
ihren Wohnsitz hat, keiner 
Zuzugsgenehmigung. 

2. Heimkehrern darf an 
dem Ort, der im Entlas- 
sungsschein angegeben 
ist, die Zuzugsgenehmi- 
gung nur versagt wer- 
den, wenn derHeimkeh- 
rcr am Wohnsitz der Fa- 
milie Unterkunft und 
Beschäftigung finden 
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stände im Werte von 250 Deut- 
schen Mark, soweit sic zur Be- 
schaffung aus eigenen Kräften und 
Mitteln oder mit Hilfe ihrer im 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbu- 
ches unterhaltspflichtigen Angehö- 
rigen nicht in der Lage sind. Die 
Übergangsbeihilfe kann auf Antrag 
desHeimkehrers in bar gewährt 
werden. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit 
kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern und 
dem Bundesministcr für Angele- 
genheiten der Vertriebenen Richt- 
linien über die Beschaffung, Art 
und Umfang der Bekleidung oder 
der Gebrauchsgegenständc, über 
die Barleistung sowie über die 
Prüfung der Bedürftigkeit erlassen. 


Abschnitt II 

Zuzug und Wohnraumzuteilung 
§ 4 

Soweit nach den bestehenden Vor- 
schriften der Zuzug Beschränkun- 
gen unterliegt, gelten diese für 
Heimkehrer während der ersten 
sechs Monate nach der Rückkehr 
nicht. In diese Frist wird die Zeit 
der Unterbringung in einer Kran- 
kenanstalt oder in einem Erho- 
lungsheim nicht eingerechnet. 
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kann. Auf Antrag des 
Heimkehrers kann von 
der nach Landesrecht 
zuständigen Stelle mit 
Zustimmung des Arbeits- 
amtes ein anderer Ort 
als Entlassungsort be- 
stimmt werden, wenn 
der Heimkehrer in dem 
im En tlassun gsschein an- 
gegebenen Entlassungs- 
ort keine Beschäftigung 
findet und an dem ande- 
ren Ort begründete Aus- 
sicht auf Beschäftigung 
besteht. Der Antrag 
kann nur einmal undnur 
innerhalb von 90 Tagen 
nach der Entlassung ge- 
stellt werden. Tn diese 
Frist wird die Zeit der Unter- 
bringung in einer Kranken- 
anstalt oder in einem Erholungs- 
heim nicht eingerechnet. 

§ 5 

(1) Die Wohnungsbehörden haben 

den Heimkehrern, die nach §4 
zuzugsberechtigt sind, 

Wohnraum im Rahmen der be- 
stehenden Vorschriften bevorzugt 
zuzuteilen. Dabei sind Heimkeh- 
rer den anderen bevorzugten Per- 
sonengruppen gleichzustellen. Ein 
Anspruch auf zusätzlichen /w ohn- 
raum besteht nicht, wenn der 
Heimkehrer zu seiner Familie zu- 
rückkehrt und innerhalb der Fa- 
milienwohnung ausreichender 
Wohnraum vorhanden ist. 

(2) Wird durch die Aufnah- 
me eines Heimkehrers in 
die Familien wohnun g eine 
Wohnung überbelegt, so 
gilt Absatz 1 Sätze 1 und 2 
für die Familie des Heim- 
kehrers entsprechend. 

(3) Bei der Prüfung, ob Wohnun- 
gen oder Wohnraum frei oder 
unterbelegt sind, gelten Familien- 
angehörige, die zum Hausstand 
gehört haben und deren Heim- 
kehr aus fremdem Gewahrsam 
nachweislich erwartet werden kann, 
als vorübergehend abwesend. Von 


§ 5 

(1) Die Wohnungsbehörden haben 
Heimkehrern Wohnraum für sich 
und ihre Familien im Rahmen 
der bestehenden Vorschriften be- 
vorzugt zuzutcilen. Dabei sind 
Heimkehrer den anderen bevor- 
zugten Personengruppen gleichzu- 
stellen. Ein Anspruch auf zusätz- 
lichen Wohnraum besteht nicht, 
wenn der Heimkehrer zu seiner 
Familie zurückkehrt und innerhalb 
der Familienwohnung ausreichen- 
der Wohnraum vorhanden ist. 

entfällt 


(2) Bei der Prüfung, ob Wohnun- 
gen oder Wohnraum frei oder 
unterbelegt sind, gelten Familienan- 
gehörige, die zum Hausstand ge- 
hört haben und deren Heimkehr 
aus fremdem Gewahrsam nachweis- 
lich erwartet werden kann, als 
vorübergehend abwesend. Von 
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Entwurf 

der Erfassung des Raumes, der 
für den erwarteten Heimkehrer 
bestimmt ist, muß abgesehen 
werden. 

§ 6 

Landesrechtliche Vorschriften, die 
für den Heimkehrer günstiger als 
die Vorschriften der§§ 4 und5 
sind, bleiben unberührt. 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 

der Erfassung des Raumes, der 
für den erwarteten Heimkehrer 
bestimmt ist, muß abgesehen 
werden. 

§ 6 

Landesrechtliche Vorschriften, die 
für den Heimkehrer günstiger als 
die Vorschriften des § 5 sind, 
bleiben unberührt. 


Abschnitt III 

Sicherung des früheren Arbeitsver- 
hältnisses und Kündigungsschutz 

§ 7 

Hat ein Heimkehrer, unmittelbar 
bevor er in fremden Gewahrsam 
geriet, in einem Arbeits Verhältnis 
gestanden und ist dieses wegen 
des fremden Gewahrsams oder 
wegen der Überführung des Heim- 
kehrers in ein ziviles Arbeits Ver- 
hältnis im Gewahrsamsland er- 
loschen, so lebt es rückwirkend 
wieder auf, wenn sich der Heim- 
kehrer nach seiner Rückkehr in 
das Bundesgebiet unverzüglich 
beim Arbeitgeber zur Wiederauf- 
nahme der Arbeit zurückmeldet. 
Für die Zeit der Abwesenheit 
ruhen die beiderseitigen Rechte 
und Pflichten aus dem Arbeits- 
verhäknls. 


Abschnitt III 

Sicherung des früheren Arbeitsver- 
hältnisses und Kündigungsschutz 

§ 7 

Hat ein Heimkehrer, unmittelbar 
bevor er in fremden Gewahrsam 
geriet, in einem Arbeitsverhältnis 
gestanden und ist dieses wegen 
des fremden Gewahrsams oder 
wegen der Überführung des Heim- 
kehrers in ein ziviles Arbeitsver- 
hältnis im Gewahrsamsland er- 
loschen, so lebt es rückwirkend 
wieder auf, wenn sich der Heim- 
kehrer nach seiner Rückkehr In 
das Bundesgebiet ohne schuldhaftes 
Zögern beim Arbeitgeber zur 
Wiederaufnahme der Arbeit zu- 
rückmeldet. Für die Zeit der Ab- 
wesenheit ruhen die beiderseitigen 
Rechte und Pflichten aus dem 
Arbeits Verhältnis. 


§ H 

Heimkehrern darf während der unverändert 
ersten sechs Monate nach Beginn 
des ersten Arbeitsverhältnisses 
nach der Entlassung oder nach 
dem Wiedereintritt in das frühere 
Arbeitsverhältnis nicht wegen einer 
durch Kriegsgefangenschaft oder 
Internierung verursachten Minder- 
leistung gekündigt werden. 


§ 8 


Abschnitt IV 


Abschnitt IV 


Arbeitsvermittlung und 
Berufsfürsorge 

§ 9 


Die Arbeitsämter habfn in freie 
Arbeitsstellen bevorzugt Heim- 


Arbeitsvermittlung und 
Berufsfürsorge 

§ 9 


(i) Die Arbeitsämter haben in 
freie Arbeitsstellen bevorzugt 
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Entwurf 

kchrcr zu vermitteln, die nach 
dem 3 0. Juni 1948 entlassen 
worden sind und nach der Ent- 
lassung erstmalig sich arbeitslos 
melden oder weniger als sechsund- 
zwanzig Wochen in Beschäftigung 
gestanden haben. Zeiten der Not- 
standsarbeit und geringfügiger 
Beschäftigung werden hierbei nicht 
eingerechnet. Der Vermittlungs- 
vorrang der Schwerbeschädigten 
und der vom Nationalsozialismus 
Verfolgten bleibt unberührt. 


§ 10 

(1) Zur Eingliederung der Heim- 
kehrer in das Berufsleben kann 
dem Heimkehrer Berufsfürsorge 
gewährt werden. Die Berufsfür- 
sorge umfaßt 

Berufs- und Arbeitsberatung und 
Förderung der beruflichen Aus- 
bildung einschließlich der Siche- 
rung des notwendigen Lebens- 
unterhalts während der Ausbil- 
dung. 

(2) Heimkehrern, die infolge der 
Einberufung in die ehemalige Deut- 
sche Wehrmacht, infolge des Ein- 
tritts in einen militärähnlichen Ver- 
band oder infolge Internierung 
ihre Berufsausbildung nicht auf- 
nehmen oder nicht beenden konn- 
ten, können Ausbildungsbeihilfen 
gewährt werden. Das gleiche gilt 
für Heimkehrer, die ihren bisheri- 
gen Beruf oder eine andere Tätig- 
keit, die ihnen unter Berücksichti- 
gung ihrer Lebensverhältnisse, 
Kenntnisse und Fähigkeiten zuzu- 
muten ist, nicht ausüben können 
und sich deshalb einer Umschulung 
unterziehen wollen. Die zur 
Durchführung des § 137 des 
Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversiche- 
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Heimkehrer zu vermitteln, die 
seit dem i. Januar 1948 entlassen 
worden sind und nach der Ent- 
lassung erstmalig sich arbeitslos 
melden oder weniger als sechs- 
undzwanzig Wochen in Beschäfti- 
gung gestanden haben. Zeiten 
der Notstandsarbeit und gering- 
fügiger Beschäftigung werden hier- 
bei nicht eingerechnet. Der Ver- 
mittlungsvorrang der Schwerbe- 
schädigten und der vom National- 
sozialismus Verfolgten bleibt un- 
berührt. 

( 2 ) Soweit für die Einstellung in 
den öffentlichen Dienst eine 
Altersgrenze festgesetzt ist, wird 
diese für Heimkehrer heraufge- 
setzt um die Zeit, die seit dem 
I. Juni 194^ bis zur Heimkehr 
verstrichen ist. 

§ 10 

(1) unverändert 


(2) Heimkehrern, die infolge der 
Einberufung in die ehemalige Deut- 
sche Wehrmacht, infolge des Ein- 
tritts in einen militärähnlichen Ver- 
band oder infolge Internierung ihre 
Berufsausbildung nicht aufnehmen 
oder nicht beenden konnten, kön- 
nen Ausbildungsbeihilfen gewährt 
werden. Das gleiche gilt für Heim- 
kehrer, die ihren bisherigen Beruf 
oder eine andere Tätigkeit, die 
ihnen unter Berücksichtigung ihrer 
Lebensverhältnisse, Kenntnisse und 
Fähigkeiten zuzumuten ist, nicht 
ausüben können und sich deshalb 
einer Umschulung unterziehen 
wollen. 
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rung erlassenen Richtlinien 
zur Durchführung berufli- 
cher Bildungsmaßnahmen fin- 
den entsprechende Anwen- 
dung. 


(3) Die Berufsfürsorge umschließt 
die Maßnahmen nadi den Richt- 
linien zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme und Berufsausbildung 
auf Grund der §§ 132 bis 137 
und des § 140 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung. 


( 3 ) Die Bundesregierung kann mit ( 4 ) unverändert 
Zustimmung des Bundesrates zu- 
lassen, daß Ausbildungsbeihilfen 
auch für die Ausbildung in Lehr- 
verhältnissen, in staatlichen und 
staatlich anerkannten Ausbildungs- 
anstalten gewährt werden, sofern 
der Heimkehrer die Kosten der 
Ausbildung einschließlich des not- 
wendigen Lebensunterhalts weder 
aus eigenen Mitteln noch mit Hilfe 
der zu seinem Unterhalt verpflich- 
teten Angehörigen bestreiten kann. 


(f ) Auf Altersgrenzen, die für die 
Zulassung zu einer Ausbildung 
bestehen, findet § 9 Absatz 2 
entsprechende Anwendung. 


S 11 SH 

Die Bundesregierung erläßt mit unverändert 
Zustimmung des Bundesrates die 
erforderlichen Vorschriften über die 
Voraussetzungen, die Dauer, die 
Höhe der Ausbildungsbeihilfen und 
das Verfahren. Sie kann dabei von 
den auf Grund des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung erlassenen Richt- 
linien zur Durchführung berufli- 
cher Bildungsmaßnahmen und den 
Richtlinien zur Förderung der Ar- 
beitsaufnahme ab weichen. 
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Abschnitt V 

Arbeitslosenhilfe 

§ 12 

Arbeitslose Heimkehrer erhalten 
Leistungen der Arbeitslosenversi- 
cherung nach Maßgabe des Geset- 
zes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung, soweit im 
folgenden nicht Abweichendes be- 
stimmt ist. 

§ 13 

Heimkehrer, die vor der Zeit der 
Kriegsgefangenschaft oder Inter- 
nierung nicht als Arbeitnehmer be- 
schäftigt waren, gelten als Arbeit- 
nehmer im Sinne des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslo- 
senversicherung, wenn sic infolge 
des Krieges eine Arbeitnehmertä- 
tigkeit erst nach der Entlassung 
aufnehmen können oder infolge 
der durch den Krieg veränderten 
Verhältnisse gezwungen sind, eine 
abhängige Beschäftigung aufzuneh- 
men, und für die Vermittlung in 
Arbeit zur Verfügung stehen. 

§ 14 

Die Anwartschaftszeit für die Ar- 
beitslosenunterstützung gilt bei 
Heimkehrern als erfüllt, wenn sie 
sich nach dem 30. Juni 1948 
erstmalig nach der Entlassung ar- 
beitslos melden und nach der Ent- 
lassung ohne ihr Verschulden eine 
Anwartschaft auf Arbeitslosenun- 
terstützung nicht erworben haben. 

S 15 

Die Höhe der Arbeitslosenunter- 
stützung bemißt sich nach einem 
Arbeitsentgelt von 40 Deut- 
schen Mark wöchentlich, so- 
fern nicht der Nachweis eines 
höheren Arbeitsentgelts in 
den letzten dreizehn Wochen 
versicherungspflichtiger Be- 
schäftigung vor Eintritt in 
die ehemalige Deutsche Wehr- 
macht oder einen militärähn- 
lichen Verband oder vor Be- 
ginn der Internierung er- 
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Abschnitt V 

Arbeitslosenhilfe 

§ 12 

unverändert 


§ 13 

unverändert 


§ 14 

Die Anwartschaftszeit für die Ar- 
beitslosenunterstützung gilt bei 
Heimkehrern als erfüllt, wenn sie 
sich erstmalig nach der Entlassung 
arbeitslos melden und nach der 
Entlassung ohne ihr Verschulden 
eine Anwartsdiaft auf Arbeits- 
losenunterstützung nicht erworben 
haben. 

S 15 

(i) Die Höhe der Arbeitslosen- 
unterstützung bemißt sich nadi dem 
für den Unterstützungsort gel- 
tenden tariflichen Arbeitsentgelt, 
das für den Heimkehrer unter 
billiger Berücksichtigung seiner 
Ausbildung und seines Berufes in 
Frage kommt. Soweit tarifliche 
Regelungen nicht vorhanden sind, 
wird das übliche Entgelt für 
eine gleichartige Beschäftigung zu 
Grunde gelegt. Die Arbeitslosen- 
unterstützung wird berechnet nach 
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bracht wird und sofern der 
Heimkehrer die diesem Ent- 
gelt zugrundeliegende Be- 
schäftigung auch künftig aus- 
üben kann. Das gleiche gilt, 
wenn der Heimkehrer in 
seinem Beruf nach der Ent- 
lassung ein höheres Entgelt 
erzielen würde, falls seine 
berufliche Tätigkeit nicht 
infolge des Krieges unter- 
brochen worden wäre. 

§ 16 

Der Anspruch auf Arbeitslosen- 
unterstützung nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes ist erschöpft, wenn 
die Unterstützung für insgesamt 
sechsundzwanzig Wochen gewährt 
ist. Die Zeiten des Bezuges von 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
werden hierauf nicht angerechnet, 
wenn die Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung geringer war als die 
Arbeitslosenunterstützung nach 
diesem Gesetz. 

§ 17 

Heimkehrer haben eine Wartezeit 
vor dem Bezug von Arbeitslosen- 
unterstützung nach diesem Gesetz 
nur dann zurückzulegen, wenn sie 
zwischen der Entlassung und der 
ersten oder einer späteren Arbeits- 
losmeldung mehr als dreizehn zu- 
sammenhängende Wochen als Arbei- 
ter oder Angestellte beschäftigt 
waren. 

§ 18 

Heimkehrer sind auf Antrag für 
die ersten vier Wochen nach dem 
Tage der Entlassung von der 
Meldepflicht (§ 173 des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung) zu be- 
freien. In begründeten Ausnahme- 
fällen, insbesondere bei unver- 
schuldeter Verspätung der Arbeits- 
losmeldung kann der Leiter des 
Arbeitsamtes den Beginn der Frist 
auf einen späteren Zeitpunkt, jedoch 
nicht später als auf den Tag der 
Arbeitslosmeld ang, festsetzen. Er 
kann in Ausnahmefällcn die Be- 
freiung bis zu einer Gesamtdauer 
von sechs Wochen aussprechen. 
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einem Arbeitsentgelt von min- 
destens wöchentlidi Deutschen 
Mark. 

(2) Im Einzelfall dürfen Haupt- 
unterstützung und Familienzu- 
schläge zusammen bei einem Ar- 
beitsentgelt bis zu 48 Deutschen 
Mark wöchentlich 80 vom Hundert 
des Arbeitsentgelts nach Absatz 1 
erreichen. 


§ 16 

unverändert 


§ 17 

unverändert 


§ 18 

unverändert 
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§ 19 

(1) Soweit die Vorschriften 
über Arbeitslosenfürsorge die 
Gewährung von Mietzuschlä- 
gen und Sonderbeihilfen ne- 
ben der Arbeitslosenunter- 
stützung zulassen, kann wäh- 
rend des Bezugs von Arbeits- 
losenunterstützung nach die- 
sem Gesetz das Einkommen 
des arbeitslosen Heimkehrers 
bei der Bedürftigkeitsprü- 
fung außer Betracht bleiben. 
Von der Anrechnung des Ein- 
kommens von Angehörigen 
des Heimkehrers kann abge- 
sehen werden, falls die Lage 
des Heimkehrers es recht- 
fertigt. 

(2) Beziehen Angehörige des Heim- 
kehrers, die mit ihm im gemein- 
samen Haushalt leben, Arbeitslo- 
senfürsorgeunterstützung, so bleibt 
die Arbeitslosenunterstützung nach 
diesem Gesetz bei der Prüfung 
der Bedürftigkeit außer Betracht. 


zu 

Auf Heimkehrer, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes auf 
Grund der ersten Anwartschaft 
nach der Entlassung Arbeitslosen- 
unterstützung beziehen, finden auf 
Antrag die §§ 15, 16 und 19 
dieses Gesetzes unter Anrechnung 
der bereits zurückgelegten Bezugs- 
dauer Anwendung, soweit dies 
für den Heimkehrer günstiger ist. 

Abschnitt VI 

Sozialversicherung 

§ 21 

Zur Sicherung eines ausreichenden 
Kranken Versicherungsschutzes wer- 
den Heimkehrern, die nach dem 
30. Juni 1948 im Bundesgebiet 
Aufenthalt nahmen, die Zeiten 
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§ 19 

(1) Bei Gewährung von Arbeits- 
losenunterstützung nach diesem 
Gesetz können dem Heimkehrer 
Mietzuschlag und Sonderbeihilfen, 
soweit diese auf Grund von Vor- 
schriften über Arbeitslosen für- 
sorge an Bezieher von Arbeits- 
losenunterstützung zusätzlich ge- 
zahlt werden dürfen, ohne Prü- 
fung der Bedürftigkeit gewährt 
werden. 


(2) Beziehen Angehörige des Heim- 
kehrers, die mit ihm im gemein- 
samen Haushalt leben, Arbeits- 
losenfürsorgeunterstützung oder 
eine Unterstützung aus der öffent- 
lichen Fürsorge, so bleibt das 
Arbeitseinkommen des Heim- 
kehrers für die Dauer von sechs- 
undzwanzig Wochen oder die 
Arbeitslosenunterstützung nach 
diesem Gesetz bei der Prüfung 
der Bedürftigkeit außer Betracht. 

§ 20 

unverändert 


Abschnitt VI 

Sozialversicherung 

§ 21 

Zur Sicherung eines ausreichenden 
Krankenversicherungsschul zes wer- 
den Heimkehrern, die seit dem 
I. Januar 1948 im Bundesgebiet 
Aufenthalt genommen haben oder 
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der Kriegsgefangenschaft, des zivi- 
len Arbeitsverh’ältnisses im bis- 
herigen Gewahrsamsland und der 
Internierung als Vor versieh er ungs- 
Zeiten angerechnet, soweit ein An- 
spruch auf Leistungen aus der 
Kranken versicherun g oder das Recht 
auf Weiterversicherung von einer 
Versicherung von bestimmter Dauer 
innerhalb eines gleidifalls bestimm- 
ten Zeitraumes (Vorversicherungs- 
zeic) abhängt. Dies gilt auch für 
Zeiten der Arbeitslosigkeit bis zu 
drei Monaten, die sich unmittelbar 
an die genannten Zeiten anschließen. 

§ 22 

Heimkehrer, die nach dem 3 0. 
uni 1 94 8 heimgekehrt sind, 
önnen die freiwillige Weiter- 
versicherung nach den §§ 
313 ff. der Reichsversicher- 
ungsordnung innerhalb von 
drei Monaten nach der Heimkehr 
beantragen. Die Frist beginnt 
frühestens mit dem Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes. § 313 
Absatz 2 Satz 2 der Reichsver- 
sichcrungsordnung findet keine 
Anwendung. 


S 23 

{ 1 ) Ist der Heimkehrer bei seinem 
Eintreffen im Bundesgebiet krank 
oder erkrankt er innerhalb von 
drei Monaten danach, ohne nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften 
einen Anspruch auf Krankenhilfe 
zu haben, so erhält erdieRcgel- 
leistungen nach den Vor- 
schriften des zweiten Buches 
der Reichsversicherungsord- 
nung. Bis zum Ablauf dieser 
Frist hat er auch Anspruch auf 
die Familienhilfe^nach den Vor- 
schriften des zweiten Buches 
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nehmen, die Zelten der Kriegs- 
gefangenschaft, des zivilen Arbeits- 
verhältnisscs im bisherigen Gewahr- 
samsland und der Internierung als 
Vorversicherungszeiten angerech- 
net, soweit ein Anspruch auf Leis- 
tungen aus der Krankenversicher- 
ung oder das Recht auf Weiter- 
versicherung von einer Versicherung 
von bestimmter Dauer innerhalb 
eines gleichfalls bestimmten Zeit- 
raumes (Vorversicherungszeit) ab- 
hängt. Dies gilt auch für Zeiten 
der Arbeitslosigkeit bis zu drei 
Monaten, die sich unmittelbar an 
die genannten Zeiten anschlicßen. 

§ 22 

(1) Heimkehrer, die seit dem 1. 
Januar 1948 heimgekehrt sind, 
können ihre Krankenversicherung 
in der Kasse, der sie früher an- 
gehört haben, freiwillig innerhalb 
von drei Monaten nach der Heim- 
kehr fortsetzen. Die Frist beginnt 
frühestens mit dem Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes. § 3 1 3 
Absatz -2 Satz 2 der Reichsver- 
sicherungsordnung findet keine 
Anwendung. 

(2) Beantragen Heimkehrer inner- 
halb von drei Monaten nach dem 
Zeitpunkt der Heimkehr die frei- 
willige Versicherung nach § 176 
der Reichsversicherungsordnung, 
so findet auf sie § 176 Absatz 3 
der Rcichsversicherungsordnung 
keine Anwendung. 

§ 23 

(1) Ist der Heimkehrer bei seinem 
Eintreffen im Bundesgebiet krank 
oder erkrankt er innerhalb von 
drei Monaten danach, ohne nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften 
einen Anspruch auf Krankenhilfe 
zu haben, so erhält er die Leis- 
tungen der Krankenhilfe nach den 
Vorschriften der Satzung der zu- 
ständigen Krankenkasse. Bis zum 
Ablauf dieser Frist besteht auch 
Anspruch auf Wochenhilfe, Sterbe- 
geld und Familienhilfe nach den 
gleichen Vorschriften. Ferner hat 
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der Reichsversicherungs- 
Ordnung, 


(2) Die Vorschriften des Absatz 1 
gelten auch für Heimkehrer, die 
innerhalb von drei Monaten vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
heimgekehrt sind. Die Frist be- 
ginnt mit dem Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes. 
Leistungen wer den frühestens 
von diesem Tage an gewährt. 
Krankheitszeiten, die vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes liegen, 
werden auf die Dauer des Bezuges 
der Leistungen nicht angerechnet. 


(3) Heimkehrer, die vor der Kriegs- 
gefangenschaft oder Internierung 
nicht als Arbeitnehmer beschäftigt 
waren, haben Anspruch nach den 
Absätzen 1 und 2 nur, wenn sie 
infolge des Krieges eine Arbeit- 
nehmertätigkeit erst nach der Ent- 
lassung aufnehmen können oder 
infolge der durch den Krieg ver- 
änderten Verhältnisse gezwungen 
sind, eine Arbeitnehmertätigkeit 
aufzunehmen, 

(4) Als Grundlohn für die Be- 
messung der Barleistungen sind 
zwei Siebentel der wöchentlichen 
Arbeitslosenunterstützung zugrun- 
de zu legen, auf die der Heim- 
kehrer im Falle der Arbeitslosigkeit 
Anspruch hat. 

(5) Die Leistungen gewährt die 
für den Wohnort des Heimkehrers 
zuständige Allgemeine Ortskran- 
kenkasse, wo eine solche nicht 
besteht, die Landkrankenkasse. 
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der Heimkehrer Anspruch auf 
Zahnersatz. Dieser muß aus- 
reichend und zweckmäßig sein, 
er darf jedoch das Maß [des Not- 
wendigen nicht überschreiten. An 
den Kosten des Zahnersatzes ist 
der Heimkehrer nicht zu beteiligen. 

(2) Die Vorschriften des Absatz 1 
gelten auch für Heimkehrer, die 
innerhalb von drei Monaten vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
heimgekehrt sind. In diesen Fällen 
beginnt die Frist von drei Mo- 
naten innerhalb deren Leistungs- 
ansprüche geltend gemacht wer- 
den können, mit dem Tage des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes. Die 
Leistungen der Krankenhilfe und 
der Familienkrankenhilfe werden 
frühestens von diesem Tage an 
gewährt. Krankheitszeiten, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
liegen, werden auf die Dauer des 
Bezuges der Leistungen nicht an- 
gerechnet. 

(3) Heimkehrer, die vor der Kriegs- 
gefangenschaft oder Internierung 
nicht als Arbeitnehmer beschäftigt 
waren, haben Anspruch nach den 
Absätzen 1 und 2 nur, wenn sie 
infolge des Krieges eine Arbeit- 
nehmertätigkeit erst nach der Ent- 
lassung aufnehmen können oder in- 
folee der durch den Krieg veränder- 
ten Verhältnisse eine Arbeitnehmer- 
tätigkeit aufnehmen müssen. 

(4) Unverändert. 


(5) Die Leistungen gewährt die für 
den Wohnort des Heimkehrers zu- 
ständige Allgemeine Ortskranken- 
kasse, wo eine solche nicht besteht, 
die Landkrankenkasse. Hat der 
Heimkehrer früher einer anderen 
Krankenkasse angehört, so hat er 
das Recht, die Leistungen bei 
dieser zu beantragen. 
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§ 24 

(1) Die Zeiten der Kriegsgefangen- 
schaft und der Internierung gelten 
in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten und 
in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung als Ersatzzeiten für 
die Erfüllung der Wartezeit und 
die Erhaltung der Anwartschaft. 
Die im Zeitpunkt der Heimkehr 
aus der Kriegsgefangenschaft oder 
Internierung nicht erloschenen An- 
wartschaften sind bis zum Schluß 
des Kalender] ahres der Heim- 
kehr erhalten. 

(2) Für die Zeiten der Kriegsge- 
fangenschaft und der Internierung 
werden Steigerungsbeträge nach 
dem zuletzt bescheinigten 
Arbeitsverdienst oder nach 
der Klasse gewährt, zu der 
der letzte Beitrag zur Ren- 
tenversicherung entrichtet 
worden ist, jedoch mindes- 
tens nach der zweiten Bei- 
tragsklasse oder der Gehalts- 
klasse B. Sind Steigerungsbe- 
träge nach Beitragsklassen zu ge- 
währen, so sind die Bcitragsklassen 
und Steigerungsbeträge nach dem 
Stande vom 31. Mai 1949 maß- 
gebend. Die Stei gerungsbeträ ge 
werden aus demjenigen Zweig 
der Rentenversicherung ge- 
währt, zu dem der letzte Bei- 
trag entrichtet worden ist. 
Sind zuletzt Beiträge zu 
mehreren Zweigender Ren- 
tenversicherung gleichzeitig 
entrichtet worden, so wer- 
den die Steigerungsbeträge 
aus demjenigen Zweige der 
Rentenversicherung ge- 
währt, in dem sie am höch- 
sten sind. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 
und 2 finden nur Anwendung, 
wenn die Versicherung vor der 
Kriegsgefangenschaft oder Inter- 
nierung bestanden hat. 

§ 25 

Als Zeitpunkt der Heimkehr im 
Sinne der §§ 22 und 24 gilt der 
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§ 24 

(1) Die Zeiten der Kriegsgefangen- 
schaft und der Internierung gelten 
in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten und 
in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung als Ersatzzeiten für die 
Erfüllung der Wartezeit und die 
Erhaltung der Anwartschaft. Die 
im Zeitpunkt der Heimkehr aus 
der Kriegsgefangenschaft oder Inter- 
nierung nicht erloschenen Anwart- 
schaften sind bis zum Ablauf des 
auf das Entlassungsjahr folgenden 
Kalenderjahres erhalten. 

(2) Für die Zeiten der Kriegsge- 
fangenschaft und der Internierung 
werden Steigerungsbeträge ge- 
währt. Die §§ I und z der Ver- 
ordnung über die Gewährung von 
Steigerungsbeträgen vom 8* Ok- 
tober 1941 (Reichsgesetzblatt I 
S. 634) und der § 7 Absatz 2 der 
Verordnung zur Durchführung 
der sozialversicherungsrechtlichen 
Vorschriften der Zweiten Lohn- 
abzugs-Verordnung vom if.Juni 
1942 Reichsgesetzblatt I S. 403) 
gelten entsprechend. Sind Sieige- 
rimgsbeträge nacli Beitragsklassen 
zu gewähren, so sind die Beitrags- 
klassen und Sreigerungsbeträge 
nach dem Stand vom 3 1 . Mai 1 949 
maßgebend. 


(3) unverändert. 


§ 25 

Als Zeitpunkt der Heimkehr im 
Sinne der §§ 22 und 24 gilt der 
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Tag der ersten polizeilichen An- 
meldung am bisherigen Wohnsitz 
oder der Tag, an dem durch po- 
lizeiliche Anmeldung erstmalig 
ein neuer Wohnsitz begründet wor- 
den ist. 


Abschnitt VII 

Schlußvorschriften 
§ 26 

(1) Der den Trägern der Sozial- 
versicherung und der Arbeitslosen- 
versicherung bis zum 31. März 
1950 entstehende Mehraufwand 
wird ihnen von den Ländern, 
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Tag der ersten polizeilichen An- 
meldung am bisherigen Wohnort 
oder der Tag, an dem durch poli- 
zeiliche Anmeldung erstmalig ein 
neuer Wohnsitz begründet worden 
ist. 

.Abschnitt Via 
Vollstreckungsschutz 
§ 25a 

(1) Auf Antrag eines Heimkehrers 
kann das Vollstreckungsgericht 
Maßnahmen der Zwangsvollstrek- 
kung ganz oder teilweise aufheben, 
untersagen oder zeitweilig aus- 
setzen. Die Anordnung ist jedoch 
längstens auf die Dauer von zwölf 
Monaten nach der Heimkehr zu- 
lässig. Die Anordnungen sollen 
nicht ergehen, wenn ein berech- 
tigtes Schutzbedürfnis des Gläu- 
bigers entgegensteht. Das Voll- 
streckungsgericht kann seine An- 
ordnung jederzeit aufheben oder 
abändern. 

(2) Der Gerichtsvollzieher kann 
die Zwangsvollstreckung bis zur 
Entscheidung des Vollstreckungs- 
gerichtes aufschieben, wenn ihm 
glaubhaft gemacht wird, daß dem 
Heimkehrer die rechtzeitige An- 
rufung des Vollstreckungsgerichtes 
nicht möglich war und daß der 
Zeitpunkt der Heimkehr nicht 
länger als zwölf Monate zurück- 
liegt. 

(3) Als Zeitpunkt der Heimkehr 
im Sinne der Absätze i und 2 
gilt der Tag der ersten polizei- 
lichen Anmeldung im Bundesgebiet 
nach der Entlassung. 

Abschnitt VII 

Schlußvorschriften 
§ 26 

(1) Der den Trägern der Sozial- 
versicherung und der Arbeitslosen- 
versicherung bis zum 31. März 1950 
entstehende Aufwand wird ihnen 
von den Ländern, der Aufwand 
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der Mehraufwand in der Zeit 
vom 1. April 1950 ab aus Mitteln 
des Bundes erstattet. 


(2) Die den Ländern nach diesem 
Gesetz entstehenden Kosten werden 
ihnen vom 1. April 1950 ab 
aus Mitteln des Bundes erstattet. 


(3) Verwaltungskosten, die aus 
Anlaß der Durchführung dieses 
Gesetzes entstehen, werden nicht 
erstattet. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit 
kann mit Zustimmung des Bundes- 
rates Vorschriften über die Erstat- 
tung erlassen; er kann dabei eine 
Pauschalberechnung vorschreiben. 

§ 27 

Die Bundesregierung erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften darüber, weldie Verbände 
als militär ähnlich im Sinne der §§ 
1, 4, 10 und 15 anzusehen sind, 
und welche Besdiäftigungen als 
geringfügig im Sinne des § 9 gelten, 
sowie Vorschriften über die 
Zuständigkeit der Arbeits- 
ämter für die Zustimmung 
nach § 4. 

§ 28 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage 
nach der Verkündung in Kraft, 

(2) Am gleichen Tage treten die 
§§ 209 a und 209 b der Reichs- 
versichcrungsordnung außer Kraft. 
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in der Zeit vom 1. April 1950 ab 
aus Mitteln des Bundes erstattet, 
soweit dieser Aufwand die Lei- 
stungen übersteigt, auf die der 
Heimkehrer nach anderen gesetz- 
lichen Bestimmungen Anspruch 
hat. 

(2) Die den Ländern nach diesem 
Gesetz entstehenden Kosten wer- 
den ihnen nach Maßgabe eines 
auf Grund des Artikels 120 des 
Grundgesetzes zu erlassenden Ge- 
setzes aus Mitteln des Bundes er- 
stattet. 

(3) Verwaltungskosten, die aus An- 
laß der Durchführung dieses Ge- 
setzes entstehen, werden nicht er- 
stattet. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit 
kann mit Zustimmung des Bundes- 
rates Vorschriften über die Er- 
stattung erlassen ; er kann dabei eine , 
Pauschalberechnung vorschreiben. 

§ 27 

Die Bundesregierung erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften darüber, weldic Verbände 
als militärähnlich im Sinne der §§ 1 , 
10 und 15 anzusehen sind, und 
welche Beschäftigungen als gering- 
fügig im Sinne des § 9 gelten. 


§ 28 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wir- 
kung vom I. April 1950 in Kraft. 

(2) Am gleichen Tage treten die 
§§ 209 a und 209 b der Reichs- 
versicherungsordnung außer Kraft. 
Todesfälle, in denen nach den 
bisherigen §§ 209 a und 209 b der 
Reichsversicherungsordnung Ster- 
begeld zu zahlen wäre, Sterbegeld 
jedoch bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes noch nicht gezahlt 
ist, gelten*nur"dann als Versieh e- 
rungsfälle, wenn im Gebiet der 
Deutschen Bundesrepublik Bestat- 
tungskosten entstanden sind. Um- 
bettungskosten sind keine Bestat- 
tungskosten. 
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